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Maßnahmen zur Unterstützung der Erwerbslosen immer im

Auge zu behalten. Je gewissenhafter diese Scheidung durch-

geführt wird, desto eher wird es möglich fein, wirklich durch-

greifende Hilfe denen zu verschaffen, die sie unbedingt haben

müssen, nämlich denen, die gern arbeiten möchten, aber trotz

allen guten Willens keinen Erwerb finden können. Sie sollen

und müssen vor dem Versinken in jene Schicht bewahrt werden,

die das kommunistische Manifest von Marx und Engels das

Lumpenproletariat nennt. Denn dies unterstützt int

Kampf nur Die Feinde der Arbeiterklasse.

Deutscher Reichstag.

Bayerischer Ausklang.

Wieder kamen an diesem dritten Tage bet Baherndebatte

nur Süddeutsche zu Wort. Aber wie grundverschieden waren ihre

Reden und wie sehr grundverschieden deshalb deren Wirkungen.

Der Württemberger deutschnationale Bazelle brachte durch

seine unfreiwillige Komik, wie Adolf Hoffmann ganz richtig sagte,

den HeiterkeitSbazilluS in das Hau», das diese Aussprache über

einen politischen Mord und seine Urheber doch mit Würde hätte

führen sollen. Bei diesem Bazelle aber, der mit schauspielerischer

Rhetorik die schlimmsten Plattheiten und die größten geschicht-
lichen Dummheiten vortrug, konnte niemand ernst bleiben. Be-

treten sah die Deutschnationale Partei zu, wie fast hinter jedem

Satze ihres Sprechers bis zu den Demokraten und Zentrum

brausendes Gelächter den Saal durchhallte. Als Herr Bazelle

„ben Blasebalg bet Rebe", um nur eine seiner Rebeblüten zu ge-

brauchen, nieberlegte, nahm General Schoch von ber Deutschen

Volkspartei biefeS Instrument auf. Ter alte Herr schien den

ReichstagSsaal mit bem Exerzierplatz und die Abgeordneten der

Linken mit den Rekruten zu verwechseln. Man ließ seine

Stimmengewalt austoben und hörte dann sehr aufmerksam den

bayerischen Demokraten Hamm an, der als Handelsminister

ber Regierung Kahr angehört. Seine Rebe war gut. Er gab bie

Agitationsmethoden, die solche Explosionen Hervorrufen, preis,

erinnerte aber mit vollem Recht daran, daß bie Räteherr-

schaft und sonstige Handlungen der Kommunisten in Bayern

den Gedanken des Selbstschutzes, der in diesen Einwohnerwehren

auäartete, so stark gemacht hätte. Das massenweise herbeige-

strömte Tribünenpublikum erlebte eine große Enttäuschung an

ber nun folgenben Rede des Parlamentsringkämpfers

Remmele. Die Rechte hätte gar nicht nötig gehabt, ben Saal

zu verlassen. Herr Remmele scheint von irgend einer Seite aus

am Sonntag politische Beruhigungspulver bekommen zu haben.

Seine Rede war schwach und matt. Geist hatte sowieso niemand

von ihr erwartet. Nach einem kurzen Vortrag des Zentrum-

manneS Pfeiffer, der ben Deutschnationalen einige bittere

Wahrheiten sagte, nahm noch ber SBauernbünbler Eisen-

Berger das Wort, ber als Urbayer in Kniehosen bei biefer

Aussprache natürlich nicht fehlen bürste und überdies gut Demo-
kratisch sprach.

(Telephonischer Bericht.)

118. Sitzung.

Montag, 20. Juni, nachmittags 3 Uhr.
Das Gesetz über bie deutsch-chinesischen Vereinbarungen über

die Wiederherstellung deS Friedenszustande» geht an ben Aus-
wärtigen Ausschuß.

Darauf wird bie Debatte über die

Interpellation, betreffend die Ermordung deS Unab-
hängigen Gareis,

fortgesetzt.

Bazille (DNP.): Die Beratung dieser Interpellation ist so-
lange zwecklos, tote es der Polizei nicht gelungen ist, die Sckul-
btgen an dieser Tat aufzuspüren. Das Verfahren, diese An-
gelegenheit politisch auSzunuhen, ist bet der Linken erklärlich.
Was in aller Welt kann die Reichsregierung veranlassen, einer
solchen Interpellation ben Vorzug zu geben vor vielen bringen«
beten Beratungsgegenständen, zum Beispiel Oberschlesien. Die
Tat wird der Regierung Kahr deswegen in die Schuhe geschoben,
weil sich diese Regierung in der Schlacht als Turm ber Ordnung
erwiesen hat. Die Kämpfe bet bayerischen Regierung gehen nicht
gegen bie Ideen der Arbeiter, soweit sie vernünftig sind. (Stür-
mrscheS Gelächter links.) Darum kann man auch nicht von reak-
tionärer Gesinnung bet rechtsgerichteten Kreise in Bayern
sprechen. (Zuruf bei ben SD.: Was hat denn baS mit GateiS
zu tun?) Ich weise Ihnen eben nach, bah wir keine Reaktion
wollen. Die Regierung Kahr, ber Stolz und bie
sterbe Bayern», wirb sich durch keinen Angriff Beirren
lassen. Es ist aber ohne Beispiel in ber Geschichte, daß ein bürger-
licher christlicher Reichskanzler so offen, wie Herr Wirth es gestern
tat, bie Ziele einer Partei förbert, die die Religion und die
Gesellschaftsordnung gewaltsam Umstürzen will. (Hu!-Hu!-Rufe
links. — Abg. Lebebour: Nee, so was! — Nb. Hoffmann:
Der HeiterkeitsbazilluS!) Warum hat sich der Reichskanzler nicht
mit der Versicherung begnügt, daß man zu der bayerischen Re-
gierung vollstes Vertrauen haben kann. Von Versuchen, die
Reichseinheit zu zerstören, habe ich in Süddeutschland nichts
bemerkt. Die einzige Rede, bie diesem Zwecke bienen konnte, war
die gestrige Rede deS Herrn Reichskanzler?. (Sehr gut! rechts.)
Ich wollte eigentlich ben Reichskanzler rein ironisch behandeln,
habe al>er in seinem Interesse davon Abstand genommen,
'ßebebour: Sie können eS eben nicht!) Im Interesse der
Heimat und be8 Reiche? hätte ich gewünscht, daß mein Urteil
über diese Regierung anders lauten könnte. (Lebhafter Beifall
rechts.)

v. Schoch (DVP.): Wir verurteilen den Mord an dem M-
georbneten Gareis besonders, weil e» ein Meuchelmorb ist; bisher
ist aber kein Beweis dafür erbracht worden, daß es sich um einen
politischen Mord handelt. Wir mißbilligen die Auswüchse der
Presse. Ein Grund Ihrer Abneigung (nach links) besteht darin,
daß neben den bürgerlichen Kreisen sich auch Arbeiter in ihnen
befinden. Sie wollen einen Gedankenaustausch deS Arbeiters
mit dem Bürger verhindern. Der Ausnahmezustand kann nicht
eher aufgehoben werben, bi? endgültig Ruhe und Ordnung rm
Reiche sind. Der Reichskanzler hat in seiner Rede seine anfangs
aufgestellte Regel, man dürfe nicht in ein schwebendes Verfahren
eingreifen, nicht befolgt. Die Rede deS Reichskanzlers ließ voll-
kommen jede Objektivität vermissen. Mit Entrüstung hat er sich
gegen die Ausschreitungen der Rechtspresse gewandt. Die Inter-
pellation diente nur ber Großzüchtung ber Leidenschaften. (Bei-
fall recht?.)

Hamm (DTP.): Debatten mit Heiterkeitsszenen werden bie
Verhältnisse in Bayern nicht beseitigen. Achtung vor ber Reich?-
regiern ng muß errungen werden. Unser Volk fordert Gerechtig-
keit. Statt dessen ließ eS auch der Reichskanzler an dem Streben
nach Gerechtigkeit fehlen; Steine für Brot. Im Falle Gareis,
bem man ehrliche Ueberzeugung und ehrliche Absichten nicht ab-
sprechen kann, wäre, nachdem für die Feststellung de? Mörder?
keine Anhaltspunkte gegeben sind, Schweigen geboten, daran hat
es besonders bie Linkspresse fehlen lassen. Heute sind e? wieder
kleine Teile, bie Haß wider Hatz predigen. Der Reichskanzler
hat sie in seiner letzten Rede gebranbmarlt. (Widerspruch rechts.)
Wir wollen versöhnend und ausgleichend wirken, sowohl nach
rechts wie auch nach links. Was haben Die Deutschnationalen
bei unS zur Befriedigung der öffentlichen Meinung und zur Aus-
rottung deS Radau-AntisemitismuS, dieses fdblimmften Aus-
wuchses der politischen Agitation, bisher getan? WaS ist auf
ihrer Seite weiter geschehen gegen bie wüsten Beschimpfungen
der ReichSregierung, bie in ihrer Schädlichkeit gerade bei den
primitivsten, einfach denkenden Leuten ernst genommen werden.
Wie lange soll die Bedrohung der Ordnung auch in ben Reihen
ber Sozialisten noch währen? Die sozialistischen Führer sind
heute nicht mehr so schwach, daß sie des Ablenkungsmittels
»Generalstreik" bedürften. Wir rufen mit dem Reichskanzler alle
auf zu gemeinsamem Tun, die eine? guten Willen? find. (Bei-
fall bei den Demokraten.)

Remmele (K.): Prrrlamentsbeschlüffe und Reden schaffen
solche Vorfälle wie die bayerischen nicht aus der Welt. DaS
können allein bie realen Machtmittel der Arbeiter.

Pfeiffer (Z.): Die Reichseinheit kann nicht bestehen, wenn
die Politik der einzelnen Länder ihre eigenen Wege geht. Nur
mit gegenseitiger Achtung und gegenseitigem Verständnis ist die
Wiedercmfrichtung deS deutschen Volkes möglich. (Beifall.)

Eisenberger (Bahr. Bauernbund): Wenn die Sozialdemo-
kratie in die Regierung Kahr eingetreten wäre, wäre vieles ver-
mieden worden. Wir Bayern sind gute Kerle. (Heiterkeit.) Wes,
toa8 Bayern in schlechten Geruch gebracht hat, ist von Nichtbayern
verübt worden. Auch ich bin für Ruhe und Ordnung. Aber das
darf nicht da? Mistbeet fein, wo die Reaktion sonderbare Blüten
treibt. (Große Heiterkeit.) Wenn bei einem neuen kommunisti-
schen Putsch bie Landbewohner waffenlos sind, so werden sie sich
sagen, daß sie da» den Säbelraßlern verdanken, die den Ursprung-
liessen Charakter der Einwohnerwehren verhunzt haben. (Sehr
wahr! link?.) Die Festzüge der Einwohnerwehren in München
und die Reden dabei waren eine törichte Provokation. Die Ver-
hetzung bet Deutschnationalen findet bei ben Bauern keinen Ein-
gang, denn sie wissen, daß die Junker früher die Bauern viel
schärfer au-gesogen haben als bie Juden. (Lebhafter Beifall
links.)

Soltman» (USP.): Wenn man sieht, daß Mörder nicht gefaßt
werden, die man hätte fassen können, bann kann man auch wenig
Vertrauen haben, daß der Mord an Gareis gesühnt wird. Bei
revolutionären .Mördern" hingegen arbeiten bie Gerichte mit
affenartiger Geschwindigkeit.

Das Hau» vertagt sich auf Dienstag 1 Uhr: Kleine Vor-
lagen, Rcichsmietegefetz. — Schluß 8 Uhr.

Sozialdemokratie und Strafvollzugsreform.

Me wir erfahren, hat die sozialdemokratische

Brattion bei preußischen Landtages zur zweiten Beratung desauShall« der Justizverwaltung folgenden Antrag ber Abgeord-
neten Braun, Heilmann, Krüger-Potsdam, Kuttner, Dr. Rosen-
feld und Genossen eingereicht:

Der Landtag wolle beschließen, bat StaaiSministetium zu er-
suchen, die Ergebnisse der Arbeiten der vom Herrn Justizmcuister
eingesetzten Kommission zur Beratung ber Reform des Straf-
vollzuges dem Landtag baldmöglichst vorzulegen. Bei dieser Re-
form ist besonders von folgenden Grundsätzen auSzu»
gehen:

1. Die Schaffung von selbständigen Verwaltungre
körpern für ben Strafvollzug unter Hinzuziehung von wirt-
schaftlichen, pädagogischen und ärztlichen Beiräten, Trennung des
Strafvollzuges von der Staatsanwaltschaft.

2. Den Gefangenen ist das Recht völlig ungehindert münd-
lichen und schriftlichen Verkehrs mit Rechtsanwälten
vom ersten Augenblick der Inhaftnahme zu gewähren.

3. Bei der Beschäftigung ber Gefangenen ist auf ihre
Fähigkeiten und nach Möglichkeit auf ihre Wünsche sowie auf ihre
sonstige berufliche Tätigkeit Rücksicht zu nehmen.

4. Den Gefangenen ist in weitem Umfange das Recht zum
Bezug und zum Lesen politischer Zeitungen sowie von
Zeitschriften und Büchern zu geben.

.5 Die Gefängnisbibliotheken sind nach ben Grund-
sätzen moderner VolkSbibliotheken ohne einseitige politische und
religiöse Tendenzen auszugestalten.

6. Dunkelarrest als Disziplinarstrafe ist abzuschaffen.

Dänische Neichstagsabgeordnete in Deutschland.

Anfang Juni find, wie wir bereits mitteilten, in Deutsch-
land die dänischen Reichstag-abgeordneten I. P. Nielsen,
H. Elausager, H. I. Sörensen, A. Stengaard-Ktr-
kega ard eingetrofren und nach Themnitz, in da» Erzgebirge
und Vogtland, nach TveSden, Erfurt und in di« Industriegebiete
Thüringens gereift Der Zweck ihrer Expedition war, bie Not-
lage ber deutschen Jugend au» eigener Anschauung zu studieren
und ber dänischen Hilfsorganisation für die unterernährten Kin-
der Deutschlands neue Grundlagen zu geben. Freitag nach Ber-
lin zuruckgekehrt, äußerten sich die dänischen Abgeordneten sehr
befriedigt über bie merkbaren Erfolge, bie bie dänische Kind er Hilfe
besonder» bei der notleidenden Bevölkerung von Chemnitz und im
Erzgebirge bereits erzielte. Gleichzeitig aber wurde festgestellt
daß bie Fortsetzuna ber tatkräftigen Hilfeleistung unerläßlich not-
wendig ist. Man beabsichtigt von Dänemark aus in verbinbung
mit dem Deutschen Roten Kreuz eine Milcb-Kakao-Spei-
f u n g in Bersin einzurichten unb in ber Folge ausgiebige Le-
bensmittel zur Einrichtung von WalberholungSstätten
nach Deutschland zu senden. Außerdem sollen mehrere Tau-
send deutscher Kinder auch in diesem Jahr.der
Wohltate ineSErholung-aufenthalteSinDäne-
mark noch teilhaftig werden. »Seit Jahresbeginn haben bereits
ungefähr 2500 Kinder in Dänemark freundliche Aufnahme ge-
funden.) Nach ihrer Rückkehr von ihrer Besichtigungsreise wurden
die dänischen Abgeordneten vom Vorsitzenden deS Deutschen
Roten Kreuze», Herrn Landesdirektor von Winterfeld t. zu-
sammen mit Vertretern de» Auswärtigen Amte» und der Däni-
schen Gesandtschaft eingelaben. Freitag, am Vorabend ihrer
Heimreffe, verabschiedete sich die dänische Abordnung von den
deutschen Kreisen. Die Herren gaben ihrem Dank für die gast-
freundliche Aufnahme :mb zugleich der Hoffnung Ausdruck, daß
einer recht großen Zahl deutscher Kinder in der Zukunft Durch
Dänemark weiter Hilfe und Erholung gewährt werden wird, unb
sie betonten baS immer engere Freundschaftsverhältnis, da? sich
im Sinn« deS wahren Völkerbundes ber Menschlich-
keit zwischen ben Völkern entwickeln möge. Genossin Iuchacz,
bie Vorsitzende de» Ausschüsse» für Arbeiterwohl,
fahrt, sprach im Namen ber deutschen Eltern und Kinder und
ber ganzen deutschen Bevölkerung den Dänen und ihren Ab-
geordneten aufrichtigen Dank au$.

partemachklchten.

50jährigeS der däaischen Sozialdemokratie.
Genosse Th. Stauning schreibt unS:
Am 21. Juli 1871 veröffentlichte die dänische Sozialdemokratie

bie erste Nummer eine» sozialdemokratischen Wochenblattes, da«
ball» darauf zu einer Tageszeitung würd«, die seitdem unter dem
Namen „Social-Demokraten" ununterbrochen in Kopen-
hagen erschienen ist. In demselben Jahre wurde eine Abteilung
ber damals besteBenden „Internationalen Arbeiter-Assoziation",
sowie unter derselben verschiedene Fachsektionen (Gewerkschaften)
gestiftet. Da kurz Darauf die dänische Abteilung von „Inter-
nationale" durch ein polizeiliches Verbot aufgelöst wurde,
stifteten wir als Fortsetzung ben sozialdemokratischen
Bund, der sich zur politischen ÄanbeSorganisation der sozial-
demokratischen Partei entwickelte, während die fachlichen Sektionen
sich in natürlicher Weise zu selbständigen Gewerkschaften heran-
bildeten, die spater durch Verbände zentralisiert wurden.

Dänemark zählt 8 Millionen Einwohner. Ilh Millionen
Frauen unb Männer besitzen politisches Wahlrecht. An ben
letzten Wahlen beteiligten sich 77 b. H., da» heißt 1 211 696 Wähler;
auf die Sozialdemokratie fielen über 32 v. H. von den abgegebenen
Stimmen oder nahezu 400 000. Die politisch« Organisation ber
fozialbemokratischen Partei besteht jetzt au» 1003 Abteilungen
mit etwa 130 000 Mitgliedern. E» finden sich 3113 Gewerkschaften
mit 362 363 Mitgliedern, unb bie Gewerkschaften haben nach wie
vor Anschluß an bie sozialdemokratische Partei. Die sozialdemo-
statische Presse besteht au» 15 selbständigen Blättern mit
42 T^hterotganen. Die gesamte Tagc?auflöge beträgt 175 000
Exemplare, und fast Die gesamte Auflage erscheint in festem
Abonnement. ,

Im Anschluß an die Partei ober als birekt aus Derselben
Bertorgegangen bestehen eine Reihe von kooperativen Unter-
nehmen: Bäckereien, Brauereien, Schlachtereien, Einfuhr von und

HanDel mit Feuerung, Bauunternchmen, BuckhanDel, Verlag,
Druckereien unb Bansi Von Konsumvereinen bet Ar-
beiterklasse huben sich in ben Stäbten 27 mit 66 000 Mit-
gliebern, und außerdem gibt e» berartige Vereine in allen Lanb-
bezirken, zu deren Mitgliedern die Sozialdemokraten zählen. Die
Sozialdemokratie bildet Die Mehrheit in der «stadt»
betorbnetenbetfammlung ber Hauptstadt (33
von 55) unb außerdem bie Mehrheit in 49 Gemeinden außerhalb
Kopenhagens.

Das 50jährige Jubiläum wirb durch Die Herausgabe einer
großen historischen Festschrift sowie Durch große Feierlich-
teiten im ganzen Lande begangen. Da? Hauptfest, an bem bie
vorn Auslande angemeLbeten Vertreter teilnehmen werben, wirb
in Kopenhagen gefeiert unb durch eine Prozession eingeleitet, an
ber sicherlich 100 000 Kopenhagener Arbeiter sich beteiligen werben.

Grubenkalaftrophe in Westfalen.

WTB. Herne, 20 Juni. Auf der Zechr .Mont Cenis»

ereignete sich heute mittag um 12 Uhr eine schwere Schlag.

welter-Explosiou. Bis 5 Uhr nachmittags wurde«

2 2 Tote und eine erhebliche Anzahl von Ver-

letzten zutage gefördert. Das Unglück ereignete sich auf

der 5. Sohle. Die Gewalt der Explosion war so stark, daß

auch die 3. und 4. Sohle erheblich in Mitleidenschaft ge-

zogen wurden. In der Grube befanden sich zur Zeit der Ex-
plosion 300 Personen, von denen bisher erst 120

zutage gefördert wurden. Die Rettuugsarbeiteu sind

ungemein erschwert, weil der größte Teil der Strecke zu

Bruch gegangen ist.

Eine amtliche Meldung von 7 Uhr abends besagt: 28 Tote

und eine große Anzahl Verletzte, vorwiegend Leichtverletzte,

find geborgen. 14 Mann werden «och vermißt.

1Z.AUlMlslMIN!W dkS ZMlllMSMes

öet WMM IttlWM.
k. r. Weiß wasser (O.-L.), 17. Juni.

Sechster Tag.

Die Generalversammlung schloß sich einmütig einem Anträge an,
ber von ber Regierung rascheste Beseitigung bersonbergerichte
unb Revibiecung ber gefällten furchtbaren Urteile verlangt, bie eine
Herausforderung ber Arbeiterschaft seien.

Girbig ersuchte, von jeder Verurteilung bem Vorstand schnelle
unb genaue Mitteilung zu machen, damit er sich bet Fälle an-
nehmen könne.

Mit großer Mehrheit wurde beschlossen, von einer Diskussion
über das gestern gehörte Referat „Berufs- oder Industrie-
verband" Abstand zu nehmen, unb gegen etwa vier Stimmen bie
im gestrigen Bericht mitgeteilte Resolution des Referenten angenommen.

Ein große» Referat de« VerbandSvorsitzenden Girbig klang
bahin au», daß in der deutschen Glasindustrie der Weg zur Soziali-
sierung am allerweitesten geebnet sei und die Arbeiterschaft hier mit
am ersten vor bie Inangriffnahme ber Sozialisierung gestellt werde.
Sie wird sich in ruhiger Entwicklung vollsichcn, wenn bie herrschenbe
Klasse nicht vollständig hindernd in den Weg tritt. Sie wird auch
im andern Falle erreicht werden, bann aber unter Kampfformen, die
sich ben Widerständen anpassen.

In der Diskussion erklärten auch eine Reihe ber ber radikalen
Richtung angehörenden Kollegen, so Zimmermann und Strauch,
Berlin, Schlag- Hermsdorf, daß sie weitgehend mit Girbigs Referat
einverstanden feien, daß e» geeignet fei, ein bessere» Einvernehmen
zwischen den verschiedenen Richtungen herbeizusühren.

Dagegen führte Schaper- Alexanderhütte au», e» genüge nicht
ba» heutige Bekenntnis zum SozialiSmu», e» genüge auch nicht, die
Frage nur von der technischen Seite zu betrachten. E» bandle sich
darum, zu ersassen : wie konstituiert und behauptet sich die politische
Arbeitermacht. National fei der Sozialismus nicht zu verwirklichen.
SS fei eine internationale Frage. Vorbedingung fei, daß das Pro-
letariat international sich aufraffe. Deshalb engste Solidarität mit
denen, bie heute schon die politische Macht haben, mit Rußland.
Zu dem Zwecke revolutionärste Propaganda in den Reihen des Ver-
bände». Bon dieser Auffassung aus fei der Beschluß de» FeschaltenS
an den Arbeitsgemeinschaften sehr zu bedauern. ES könne nicht
heißen: Sozialisierung deS Bergbaues, der Glasindustrie usw. ES
müsse heißen: Sozialisierung deS gesamten Staatsbetrieber, der ge-
samten Volkswirtschaft im Staate. D«S sei zu vollbringen inter-
national durch die Rätediktatur.

In dieser Klarheit wurde der Gegensatz der taktischen Auffassung
von keinem ber nachfolgenden Redner mehr herauSgearbeitet. Eie
gaben Anregungen und wachten SfnzelauSstellungen, erklärten sich aber
teil» völlig, teil» im grroßcn ganzen mitGirbig einverstanden
und betonten insbesondere bte Nofwenbigkeit ber Gewinnung auch der
Angestellten und ben Gedanken der Einigkeit, die in ber ganzen Be-
wegung wieder hergestellt werden müsse. — Auch Schaper hatte noch
einmal Gelegenheit, seine Auffassungen zu entwickeln.

Im Schlußwort entwickelte Girbig bett ihn von den
Kommunisten trennenden Gegensatz dahingehend, daß die wirtschaft-
lichen Umstellungen sich nicht vollziehen lassen al? Ganze» mit einem
Male und etwa in wenigen Monaten und weiter nicht durch die
Diktatur einer Minderheit mit Maschinengewehren, sondern durch die

Diktatur der Demokratie.
Einstimmig wurde eine Entschließung angenommen, daß bie ben

Zwifchenmeistrrn gehörenden Werkzeuge restlo» von den Unter-
nehmern gegen Bezahlung adgenommen werden sollen. ES sei bte»

die erste Etappe zur Abschaffung der Akkordarbeit und Beseiti-
gung der GünstlingSwirtichaft. In der Günstlingswirtschaft
liege eine große Hemmung der Sozialisierung.

Das Referat Girbig» soll den Kollegen ausführlich al» Broschüre
zugästgig gemacht werden.

ES wurde noch beschlossen: Die gestern angenommene Beitrag»-
erhöhung tritt am 1. Oktober b. I., die Aenderung ber Unter«
stützungSeinrichtungen am 1. Januar 1922 in Kraft. Ferner
wurde eine Arbeitslosenunterstützung für Kurzarbeiter beschlossen,
bie (nach den alten Sätzen) am 1. Juli d. I. in Kraft tritt.

Müller (Hauptvorstand) referierte übet ben Punkt .Amsterdam
ober Moskau" und legte eine Resolution folgenden Inhalt» vor:

.Die Generalversammlung bestätigt den am 11. Januar b. I.
gefaßten Beschluß de» Vorstände» mit bem Au»schuß, Beirat, den

Angestellten unb «Bauleitern. (Der sich gegen Moskau wendet. D. B.)
Sie erklärt ferner, daß sie in dem .Moskauer internationalen

Rat der Gewerkschaften" nicht die geeignete internationale Zusammen-
fassung erblicken kann, weil bie Voraussetzung Der gewerkschaftlichen
Verbindung unbedingt bie S e I b st ä n b i g k e i t sein muß. Der An-
schluß an die .Moskauer Internationale" bedeutet aber bte Unter-
stellung ber gesamten internationalen Gewerkschaften unter eine Partei.
Da die Arbeiterschaft aber in verschiedenen Richtungen ber politischen
Parteien organisiert ist, bedeutet unzweifelhaft ber internationale An-
schluß an die „Moskauer Internationale" die Spaltung und daher
Zerstörung der Gewerkschaften. Die logische Folge ist eine weitere
Schwächung der Position ber Arbeiterschaft und eine Stärkung de»

Kapitals.
Die Generalversammlung ist daher der Ueberzeugung, daß e» ge-

rade heute mehr denn je gilt, die Einigkeit der Arbeiterklassen
zu wahren und wiederherzust eilen. Die Einigkeit sann,
aber nur in der GewerkschaftSinternationale Amsterdam herbei-
geführt werden; denn in dieser Zentrale ist die gewerkschaftlich organi-

sierte Arbeiterschaft auf internationalem Wege zusammcngefchlosseu unb
die Grundbedingung bet gewerkschaftlichen internationalen Verbindung
gegeben, nämlich bie Unabhängigkeit von jeder politischen Partei."

Ihr setzte der Korreferent Burde»- Berlin eine Resolution ent-
gegen, in ber e» im wesentlichen heißt:

.Moskau oder Amsterdam heißt Arbeitsgemein-
schaft ober Klassenkampf. In der heutigen Epoche dürfen bie
Gewerkschaften nicht auf ben Boden der Arbeitsgemeinschaft eingestellt,
sondern müssen zu «laffenfambforgancn umgestellt werden. Alle
Gewerkschaften, die erkannt haben, daß nur auf dem Wege des
revolutionären KlassenkampscS ber Sturz deS Kapitalismus hcrdei-
geführt und der Sozialismus verwirklicht werden kann, haben sich
der Roten Moskauer GewerkschaftSinternationale angeschlossen. Der
Anschluß an bie Rote Gewerkschastrinternationale bedeutet nicht den
Anschluß an die Kommunistische 8. Internationale.

Die beiden Körperschaften Amsterdam und Moskau sieben
auf entgegengesetzten Seiten ber Barrikade. Aus ber einen
Seite ist die soziale Revolution, auf ber andern die soziale Reaktion.
Die Generalversammlung möge den Anschluß an Moskau beschließen."

In die Diskussion über beide Referate wird morgen eingetreten.
Der internationale Sekretär Delzant richtete begeisternde, vom

Genosse Münch- Berlin übersetzte Abschiedsworte an die Delegierten.
Er babe nicht bte Absicht in die Debatte Moskau ober Amsterdam
einzugreifen. Er spreche nur die Hoffnung au», daß die Generalver-
sammlung für ein möglichst enges internationale» Zusammenarbeiten
sei. Er sprach über da» ausgestellte internationale Programm, b.i»
auch von ihm als ein erster Schritt zur Sozialisierung aufgefasst werde.
ES werde Aufgabe ber Internationale fern, e» zur Durch'ührung
zu bringen. Er ging auf vorbildliche Erfolge der deutschen Bewegung
ein unb tagte, e» wären genug Länder da, die froh mären, manche»
von den deutschen Gesetzen zu haben. Er ging auch auf bie Revolutionen
ein und sagte, sie in Frankreich wünschten keine Nevoktilwn der Straß-
en ehr, sondern jene Revolutionierung, die wahrhaft zum Sozialismus
führt.

Nach einem Daukwort Girbig » an aUt ausländischen Gäste
wurden die Verhandlungen auf morgen vertagt.
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M -SS Berliner GemerMsiis-W.

Vom Allgemeinen Deutschen GewerkschastSbund wird uns

mitgeteilt: Berlin, den 20. Juni.

Die für den 20. Juni im ganzen Reiche geplante Demonstra-

tion, durch die Die Erwerbslosen, wie es in der schon früher in

die Oeffentlichkeit gebrachten Anweisung eines „StreikauSschusscs

der Erwerbslosenräte Deutschlands" hieß, die Gewerkschaften

und die Gemeindevertreter „zwingen" sollten, „eine Erklärung

abzugeben, wie sie sich zu den 10 Forderungen des ADGB.

stellen und was sie zur Verwirklichung derselben zu tun ge-

denken," nahm in Berlin folgenden Verlauf:
Die Arbeitslosen wurden zusammengezogen nach dem unweit

des Gewerkschastshauses belegenen Mariannenplatz. Eine Depu-

tation suchte den Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerk-

schaftsbundes auf und forderte von diesem, daß er einen Ver-

treter nach dieser Versammlung entsenden sollte, um dort Reoe

und Antwort zu stehen. Nach den bisher gemachten Er-

fahrungen mußte diese Aufforderung abgelehnt werden.
Es wurde der Deputation erklärt, daß der Bundesvorstand

mit Unorganisierten überhaupt nicht verhandle, und gewerkschaft-

lich organisierten Erwerbslosen stehe eS frei, sich an ihre Ver-

bände zu wenden. Unorganisierte hätten kein Recht, irgend-

welche Rechenschaften vom Bundesvorstand zu fordern.

Nach kurzer Zeit rückte eine Truppe von mehreren tausend

Personen heran. Ihnen wurde vom Unabhängigen Sabath,

dem Vorsitzenden der Berliner Gewerkschaftskommission, als dem

Inhaber des Hausrechts im Berliner Gewerkschaftshaus, erklärt,

daß nur solche Personen Zutritt zu diesem Gebäude hätten, die

sich als Gewerkschaftsmitglieder auSweisen könnten. Die Folge

war, daß Sabath eine schwere Kopfwunde davontrug. Die

Menge stürzte sodann auf den Hof und besetzte die Säle. Unter

diesen Umständen mußte die Schutzpolizei herbeigerufen werden.

Sie säuberte zunächst DaS Engelufer vor dem Gewerkschaftshaus,

wobei es ohne Widersetzlichkeiten und einige Verhaftungen nicht

abging. Die Eingedrungenen forderten nunmehr durch eine

weitere, sich höchst rabiat gebärdende Deputation von den an-

wesenden Vertretern des Bundesvorstandes, daß dieser die Schutz-

polizei zum Abrücken veranlassen solle, dann würden die Demon-

stranten das Gewerkschaftshaus ebenfalls verlassen. Wolle der

Bundesvorstand diese Forderung nicht annehmen, so würde er

in wenigen Minuten die Erwerbslosen „oben" haben. Auch

diese Aufforderung mußte unter den obwaltenden Umständen ab-

gelehnt werden. Nunmehr drängte die Schutzpolizei in die Säle

und Ausgänge. Die Massen entfernten sich. dann unter den

üblichen Schimpfrufen auf die „Gewerkschaftsbonzen".

Welche Elemente sich unter den Demonstranten befanden,

geht aus folgenden Einzelheiten hervor. In der Wirtschaft des

Gewerkschaftshauses waren Fenster, Gläser und Stühle zer-

schlagen. Ferner wurde der Kassierer der Berliner Zahlstellen

des Zentralverbandes der Asphalteure zu Boden geworfen und

seiner Geldtasche mit größerem Inhalt beraubt. In einem der

Säle tagte eine Reichskonferenz der Betriebsräte des Deutschen

Transportarbeiterverbandes. Auch hier drangen Demonstranten

ein und machten die Verhandlungen unmöglich.

Ein Unwesen, wie es in den letzten Wochen in Berlin sich

gezeigt hat, kann natürlich nicht fortgesetzt werden. Die Berliner

Gewerkschaftsmitglieder können es sich nicht länger gefallen

lassen, daß ihr Gewerkschaftshaus die Stätte wüster Auftritte

wird. Festgestellt werden muß besonders, daß sich unter den

Demonstranten immer nur wenig Gewerkschafts-

mitglieder befinden. Das zeigte sich unter anderm auch bei

dem Krawall am 14. Juni, der sich gegen den Bauarbeiterverband

richtete, weil dieser mit der Städteverwaltung vereinbart hatte,
daß bei gewissen Notstandsarbeiten in Neukölln 80 % der Be-

schäftigten gewerkschaftlich organisiert sein müssen. Die gewerk-

schaftlichen Spitzenverbände werden selbstverständlich weiter-

arbeiten, nach Möglichkeit den Arbeitslosen Arbeit zu geben.

Durch Krawalle, wie die bezeichneten, werden ihnen die Arbeiten

aber nur erschwert.
*

Wir haben diesem Bericht, der für sich selbst spricht, nur

hinzuzufügen, daß es in Hamburg, trotz des krampfhaft provo-

zierenden Aufrufs in der pseudokommunistischen „Volkszeitung",

nicht zu ähnlichen, die Arbeiterschaft schändenDen Auftritten ge-

kommen ist. Soweit hier versucht wurde, die Erwerbslosen

gegen ihre eigenen Klassengenossen, die Gewerkschaftsmitglieder,

aufzuputschen, ist dieser Parole überhaupt keine Folge geleistet

rooröcn. Das Vcrbrechergesindel, das erfahrungsgemäß die Not

der Erwerbslosen für seine lichtscheuen Absichten ausnützt —

und in Berlin leider auch diesmal wieder auSiiützen konnte —,

kam also hier in Hamburg von vornherein nicht in die Lage, sich

eine Deckung beim Angriff zu verschaffen. Hätte das Gesindel

hier einen solchen Sturmangriff auf das Gewerkschaftshaus ge-

wagt,. so hätte es allerdings des Eingreifens der Polizei kaum
bedurft. Die Hamburger organisierten Arbeiter sind noch

Manns genug, ihr Haus selbst zu verteidigen, und sie hatten

Vorsorge getroffen, daß jedem Vorstoß nach dieser Richtung ein
sehr energischer Gegenstoß zuvorgekommen wäre. Warum

in Groß-Berlin nicht auch ein genügend starker Selbstschutz für

das GcwerkschaftShaus bereitzustellen war, ist uns unerklärlich,

zumal man dort doch nach den vorausgegangenen Ereignissen
vorbereitet sein mußte.

Die Frage der Erwerbslosigkeit selbst muß selbstverständlich

so behandelt werden, wie es sich für klassenbewußte Proletarier

geziemt, als eine gemeinsame Sache der gesamten

organisierten Arbeiterschaft. Denn für diese galt

schon immer der Satz, den die „Hamburger Volkszeitung" jetzt

erst als Kampfruf entdeckt hat: Arbeitslose und Ar-

beiter gehören zusammen! Eben darum ist es ein

Verbrechen an der Arbeiterschaft, die Arbeitslosen so gegen die

Arbeiter und ihre Organisationen aufzuhetzen, wie das jetzt

gewisse Leute tun, die der kommunistischen Presse sehr nahe

stehen. Wir werden ja sehen, wie sich die „Hamburger Volks-
zeitung" zu dem Berliner Schandakt stellt.

Gehören Arbeitslose und Arbeiter zusammen, so doch nur,

soweit sie gemeinsam die gleichen Ziele verfolgen und gemeinsam

einer Organisation angehören. Mit dem unorganisierten Mob,

der jeder ehrlichen Arbeit au6 dem Wege geht, hat die organi-

sierte Arbeiterschaft nichts zu schaffen und Die Mitglieder Der

Gewerkschaften unter den Erwerbslosen ebensowenig. Dieser

Niob gehört seiner ganzen Natur nach zu. den Schmarotzern Der

bürgerlichen Gesellschaft, von denen er sich nur in der Kleidung,

nitfit in der Gesinnung unterscheidet. ES liegt im wohl-
verstandenen Interesse der Erwerbslosen, die nur Opfer der

gegenwärtigen Wirtschaftskrise sind, wenn Die Scheidung zwischen
ihnen und jenem Gesindel, Das Gewcrkschastshäuser stürmt, um

zu plündern und zu zerstören, möglichst scharf gezogen wiro.

Es wird schließlich Sache Der Arbeitsämter, aber auch Der

Gewerkschaften selbst jein, diese Scheidung auch bei den weiteren



k r. Weißwasser (L -L.), 18. Juni.

Siebter Tag.

Di« Diskussion über die Frage .Moskau oder Amster-
dam' wurde, nachdem etliche Redner für und wider gebrochen, bald

beendet, und zwar aus der Auffassung heraus, daß das Urteil über
jene Frage schon gesprochen war, nachdem die Generalversammlung
sich für die «lufrechterhallung der Tarifverträge und Arbeitsgemein,
schaitcn und daran anschließend für die Sozialisierung auf entwicklungS»
mäßigem Wege ausgesprochen. Die Relolution Müller, die sich sür
daS Verbleiben bei der Amsterdamer JnternaNonale
ausspricht, wurde in namentlicher Abstimmung mit 114 gegen 52 Stimmen
angenommen. Ein Antrag Fischer, Fürth, zwei Delegierte
verschiedener Richtung zur Jnformaiion zum GciverkschaflSkongreß nach
Moskau zu entsenden, wurde mit 83 gegen 66 Stimmen abgelehnt.

Zum nächsten deutschenGewerkschaftSkongreß wur-
den Girbig, Gauleiter Dirschel und die Kollegen KrebS-
ArnSdorf, Burde. Berlin, K r ü g«r - Gerresheim, zum nächsten
internationalen Glasarbeiterkongreß in Prag wurden
Girbig, die Gauleiter Dirschel und Mußmann sowie die Kollegen
KrebS und Krüger delegiert. _ ,, n „ _

Der Verba ndSauSschuß wird von den Zahlstellen Dresden,
Radeberg-ArnSdorf, Brockwitz-CSrnewitz, Moritzdorf, Brand-ErbiSdorf
und Mügeln zu stellen fein.

Als Verbandkbcirat wurden Schlag-HermSdorf, Fischer-Furth,
Löffler-Altenfeld, Krüger-GerreSheim, Michel-Riefa, Muche-MuSkau,
Graßmehr-Stolberg gewählt.

Sämtliche anaestellten HauptvorstandSmitglieder
wurden (gegen 5 Stimmen) wiedergewäblt, ohne Widerspruch auch die
Saulrtter. , , „ t ,,

Weiter wurde noch beschlossen: der Hauptvorstand soll dahin
wirken, daß unverzüglich auch die Hilfsarbeiter der gesamten Glas-

industrie in den Taris ausgenommen werden.
Ferner, daß die Kollegen verpflichtet sind, in den Betrieben für

Beseitigung der Akkordarbeit und Einführung der W o ch e n l o h n -
arbeit einzutteten. Gelingt di- Beseitigung der Akkordarbeit nicht,
so ist die Festlegung von Produklionszahlen anzustreben.

Weiter wurde teil Verdandskollegen zur Pflicht gemacht, au» den
bürgerlichen Sportvereinen, da sie zur Bekämpfung der
modernen Arbeiterbewegung benutzt werden, auSzutteten und fich den
Arbcitersportvereinen anzuschließen.

Damit waren die Arbeiten der ssebenlägigen Tagung erledigt.
Ihre großen Arbeitsaufgaben, so konnte Girbig im Schlußwort unter
Zustimmung sagen, wurden in sachlicher Weise erledigt, von allen Seiten
getragen von dem Willen, der Allgemeinheit zu dienen. To möge
auch in Zukunft der Wille, unter allen Umständen die alle Einheit
aufrecht zu erhallen, voranstehen. Ein begeistertes Hoch auf die inter-
nationale GlaSarbeitcrschaft beschloß die Tagung.

WM- M MkWieMWW.

Hamburg nnd UmgegenS.

Drohende Streikgesahr in den Nordseebitderv.

Die Hotelbesitzer der Nordseebäder haben be-
schlossen, daS Trinkgeld grundsätzlich wieder einzusühren und
Tarifverträge nicht mehr ab zu schließen. D<.rmit
soll die Entlohnung der gastwirtschaftlichcn Angestellten auf die
Badegäste und das reisende Publikum abgewälzt werden, wodurch
di« ersteren nur mit ganz unsich:ren Exiftenzmöglichkeiten rechnen
müßten. Durch diese Maßnahme der Unternehmer ist, wie
vorauSzufehen war, in den Reihen der Angestellten eine große
Erregung verursacht wordan. Wenn die Hotelbesitzer der Nord-
seebäder nicht noch in leStcr stunde zur Einsicht kommen, besteht
di« Gefahr eines Streits der Angestellten auf den Nordseeinseln.

Deutscher Reich.

Ter Zentralvervouö der Asphalteure.

der dom 16. bis 2L Mai seinen 7. VerbandStag in Augsburg ab-
fcieit, beschloß einstimmig den Anschluß an den Deutschen
Bauarbeiterverband als Reichssektion d«r Asvhaltarbeiter,
der am 1. April 1922 erfolgen soll. Der Wochenbeitrag wurde
auf 4,25 * erhöht. Die Leistungen deS Verbandes erfuhren
gleichfalls eine Erhöhung. Weiter wurde mit allen gegen vier
Stimmen folgende Resolution angenommen: Der 7. VerbandStag
des ZentralverbandeS der Asphalteure erklärt, daß die 21 Mos-
kauer Thesen nickt die Einigung deS Proletariats bedeuten,
sondern daß sie vielmehr das letzte Bollwerk der deutschen Ar-
beiterschaft, das sind ihre Gewerkschaften, norwendigerweise zer-
sprengen müssen. Der Verbandstag lehnt daher jedes Sin-
gehen mit Moskau mit Entschiedenheit ad. Er erklärt, nach wie
vor treu und unerschütterlich zum Internationalen Gewerkschafts-
bund in Amsterdam zu stehen.

Hilfe für Sie Arbeitslosen «nd Flüchtlinge
in Oberschlesiev.

Oberschlesien gehört sonst nicht zu den Gebieten, wo die
Massenarbeitslosigkeit eine ständige Erscheinung ist. Jnfolg« deS
poliriscken Aufttandes ist das anders geworden. Tausende deut-
scher Arbeiter haben infolge des von den polnischen Jirsurgenten
auSgeübten Terrors nicht nur die Arbeitsstätte, sondern auch ihre
Heimat verlassen müssen und haben sich in das vom Aufstand
nicht ergriffene Gebiet begeben. Weitere Tausende sind im Auf-
itandsgüiiet verblieben, sind aber ohne jede Hilfe, da die Tätigkeit
der Behörden durch die polnischen Gewalthaber unterbunden ist.
Von verschiedenen Seiten stnd deshalb die Hilferufe und Not-
schreie an den Vorstand deS Allgemeinen Deuffchen Gewerkschafts-
bundes gelangt. Ev ist demselben durch eine gemeinsam«
Aktion mit den übrigen gewerkschaftlichen
Spitzenorganisationen auck gelungen, die verlangte
und notwendige Hilfe bis zu einem gewissen Grade sogleich herbei-
zuführen. Das Reichsarbeitsministerium hat sich bereit erklärt
und auch schon die nolwendigen Maßnahmen veranlaßt, daß die
Gewerkschaften die Unterstützung der Arbeitslosen in
dem Aufstandsgebiet übertragen bekommen. Die Sache dürfte
inzwischen schon in Gang gesetzt worden sein.

Diese Maßnahme war möglich auf Grund der bestehenden
gesetzlichen Bestimmungen. Es war dagegen leider nicht möglich,
dasselbe sofort auch hinsichtlich der Flüchtlinge zu ver-
anlassen, die sick naturgemäß außerhalb des Bereiches der für
sie zuständigen Kommunen aufhalten. Aber auch hier sind be-
schleunigt Beratungen eingeleitet worden, um auch diese Frage
-imäß den Vorschlägen der Gewerkschaften zu lösen. Es wäre
den zuständigen Rciaisbehörden dringend anzuiaten, ihre dies-
bezüglichen Beratungen zu beschleunigen. Vor der Hand
müssen die Flüchtlinge auf die allgemeinen Hilfs-
aktionen hingewiesen werden, die aus Anlaß des polnischen
Auffrandes in? Leben gerufen worden sind.

Endlich haben die Vertreter der Gewerkschaften in den Ver-
bandlnngen auch verlangt, daß den einzelnen Verbänden die Auf-
wendungen an Erwerbslosenunterstützung erstattet werden, die
ne anläßlich des polniichen Aufftandes machen mutzten. Auch
darüber -chweben die r,.rhandlungen noch. Es ist selbstverständ-
lich, daß die Gewer. üaften nicht für die Schäden auflommen
könne,-, ; ; c ihren Mitgliedern au? dem polnischen Aufstand er-
wachsen md, sondern daß das Reich auch diese erstatten muß.

-öffentlich erkennen .as die ReichS-behörden an — und zwar
recht bald.

TsgZs-Ssricht.

Hamburg.

Ter ZvssendverSavd für Aufhebung des Tomtrnbels.

Wir werden um Aufnahme folgender Zeilen gebeten:
Der Jugendrat des Hamburger Jugendver-

Landes hat sich in seiner letzten Sitzung, anläßlich der Be-
sorechung in der Bürgerschaft wegen der Verlegung deS Hamburger
Tomes von dem Seiligengeistfeld, gleichfalls mit dieser Frage
beschäftigt.

In dem Beschlusse des Senats, den Tom von dem Heiligen-
geistfeld zu verlegen, sieht er allerdings nur einen Teil des von

ihm gesteckten Zieles erreicht. Der Hamburger Jugendverband
spricht sich für sofortig« Aufhebung des Hamburger
Tomes auS, der entsprechend dem Anträge der Deutschnatio-
nalen unbedingt zu denjenigen Vergnügungen zu rechnen fein
dürfte, die zum Ernst der Zeit schlecht passen.

Die Zahlen, bi« vom Norddeutschen Hansabund zusammen-
gestellr sind und die zum Teil von Herrn Dr. Fehling in der
Bürgerschaft als Beweismittel für die Notwendigkeit der Erhal-
tung der Hamburger Domes vorgetragen worden sind, sprechen
nach unserer Ansicht dirett dagegen. Herr Dr. Fehling hat auS-
geführt, daß mehr al, 830 große und klein« Wirffchaften rund
um daS Heiligengeisffeld schwer geschädigt würden. Nach den
Ausführungen des Norddeutschen Ha'iisabundeS hängt das Fort-
bestehen dieser Gastwirtschaften zum Teil von der Erhaltung
des Hamburger Domes ab. Der Hamburger Jugendverband

möchte^ unter diesen Umständen doch ergebenst anheimgeben, die
BedürftiiSfrage dieser Wirtschaften erneut prüfen zu wollen.
Räumlichkeiten, die nur während der Tomzeit, also dem zwölften
Teil des Jahres, ..wirtschaftlich", nicht etwa „gastwirtschaftlich",
ausgenutzt werden, dürften in der heutigen Zeit für notwendigere
Zwecke zur Verfügung zu stellen fein. Wenn von diesen Räumen
zwei Drittel zum Umbau und zur Beschaffung von Wohnungen
verwendet werden dürften, so könnt« damit nicht nur der in

( Hamburg herrschenden Wohnungsnot zum Teil abgeholfen wer-den, durch den Umbau würden auch viele Gewerbetreibende, ins-
besondere Erwerbslose, Beschäftigung finden.

Der Hamburger Jugendverband mit seinen 60 000 Mit-
gliedern, worunter mehr als 40 000 Jugendliche, stellt sich einmal
geschlossen hinter den Beschluß deS Senats auf Verlegung deS
Hamburger Domes. Er bittet aber weiter in Erörterung zu ziehen,
ob nicht mit Rücksicht auf eine sittlich« Erneuerung der
Jugend, insbesondere auch den gesundheitlicken Aufbau deS
jungen deutschen Volkes derartige Vergnügungsstätten vollkommen
zu untersagen sein dürften. Der Hamburger Jugendverband hat
seit Jahren, nicht nur mit Rücksicht auf di« ihm angeschlossenen
Turn- und Sportverbände für eine Verlegung deS Domes vom
Heiligengeistfeld gekämpft, er ist vielmehr auS der Erwägung her-
aus, daß der Hamburger Dom nichts mehr mit dem tradifionellen
alten Hamburger Dom, den finanzielle Kreise immer so gern in
den Vordergrund schieben, gemein hat, der Ansicht, daß dieser Über-
haupt zu untersagen sein dürfte. Wir haben jetzt daS ganze
Jahr Dom in Hamburg, sieh« Lunapark, Hugo Haase-Park,
Trichter-Park und di« verschiedrnen Vergnügungsstätten, die sich
auf den freien Plätzen innerhalb der Stadt, insbesondere den Vor-
orten, gebildet haben. 5keinesfall» kann es aber zugelassen werden,
daß durch di« kläglichen Ueberreste deS ehemals vielleicht an sich
existenzberechtigten Domes di« Grasnarbe auf dem Heiligengeist-
ftld vernichtet und bannt den dort spielenden Schulen und Jugend-
lichen der dringend notwendige, gesundheitliche, einwandfteie
Spielplatz genommen wird. Der Hamburger Krammarkt mit
fernen harmlosen Vergnügungsstätten dürfte auf der Reeperbahn,
den umliegenden Biergärten, Hopfenmarkt usw. reichlich Platz
finden.

Wir bitten noch einmal dringend, den gefaßten Beschluß
keinesfalls rückgängig machen zu wollen.

Der Hamburger Jugendverband.

„Warte"-Holtz und seine Jünger.

Der Jung-Bismarck-Bund, ein Erzeugnis der Deutschnatio-
nalen, hatte am 23. Januar d. I. zur Feier der 50. Wiederkehr
des ReichSgründungSjabreS eine Zusammenkunft veranstaltet, bei
der nach einem Orgelvortrag und Gesang »Warte"-Holtz die Fest-
rede halten sollte. AIs eben die Veranstaltung begonnen hatte,
drangen etwa 150 Männer, di« mit Schußwaffen und Gummi-
knütteln bewaffnet gewesen sein sollen, nachdem der Saalschutz
überrannt war. in den «aal ein. Es entstand dann eine
Schlägerei zwischen den Eindringlingen und den Festieilnebmern,
wobei Schüsse fielen und auch Tische und Stuhlbeine als Waffen
bienten. Nachbem bie Sipo requiriert war, gelang es, die Ein-
bringlinge zu entfernen und die Veranstaltung zu Ende zu
führen.

Einer der Festteilnehmer, der Zeuge Abel, der auch den Mit-
angeklagten H. als einen der Exzedenten wieder erkennen will,
hatte bei der Rauferei eine Stichwunde im Kopf erhalten. Er
vermag aber nicht zu bekunden, von wem. Zu den Unruhestiftern
sollen der Bahnarbeiter Willi F., der Elektriker Ludwig G„ der
Mechaniker Earl H. und der Heizer Rudolf F. gehört haben, die
nun vor dem Landgericht Straflammer II wegen LandfriedenS-
bruchs angellagt find. Die Angeklagten bestreiten die Beschuldi-
gung. F. und G. wollen nur zufällig in der Nähe der Menschen-
menge geraten, aber gar nicht im Conventgarten gewesen fein.
Die andern beiden Angeklagten wollen nur von der Menge mit
in den Conventgarten geschoben worden sein, aber an der Schläge-
rei nicht beteiligt gewesen fein. Der Zeuge .Warte"-Holtz ist der
Ansicht, daß nach allem, waS vorgefallen war, insbesondere die
vorherige Androhung der Sprengung der Veranstaltung, eS sich
um einen Exzeß aus politischen Gründen und speziell gegen seine

Hm handelte. Holtz muß aber zugeben, daß auch seine Jüngerestens mit Gummiknütteln bewaffnet waren. Nach der
weiteren Beweisaufnahme sieht der Staatsanwalt als erwiesen
an, baß eS sich um eine planmäßige Sprengung einer nationalen
Versammlung handelte, wie sie in jener Zeit häufig vorgekommen
sind. Er nehme zwar nicht an, daß bie Angeklagten sich an der
Schlägerei beteiligt hätten, jedoch stehe fest, daß sie sich unter den
Eindringenden befunden haben. Er beantragt gegen F. 7 Monate,
gegen die übrigen 3 Angeklagten je 5 Monate Gefängnis. Das
Gericht hält einen ausreichenden SchuldbeweiS gegen F. nicht
vorbanden und spricht ihn kostenlos ftei, verurteilt aber die
übrigen drei Angeklagten wegen LandfriedensbruchS zu je vier
Monaten Gefängnis.

Der HauvtauSschuff „Soziale Fürsorge» hatte am Sonn-
abend, 18. Juni 1921, eine wichtige Sitzung im Jugendheim, Theater-
straße 44. Um ein straffes, einheitflcheS Arbeiten zu sichern, wurde
folgender Arbeitsplan genehmigt:

Ter Vorstand hält 14iägig Sitzung ab.
Der HauptauSfchuß hat monatlich eine Sitzung und zwar am

dritten Sonnabend im Monat, abends 7 Uhr.
Die Bezirke resp. DistriktSauSichüffe haben monatlich im Anschluß

an die Sitzung deS Hauptausschusses an bestimmten Tagen ihre
Zusammenkunft. Sie Haden je einen Vertrauensmann zu wählen
und den Vorstand zu benennen. Jedes Vierteljahr wird Kassen-
revision gehalten und Abrechnung gegeben.

Für die besonderen Arbeitsgebiete ftllen Unterausschüsse
nach Bedarf eingesetzt werden. In Tätigkeit war bisher nur der Aus-
schuß für Ferienwohlfahrt. Für einen Ausschuß zur Prüfung von
Vorschlägen für daS Reich» - JugendwohlfahrlSgesetz soll der Vorstand
VorichiSge machen.

Tie Generalversammlung soll am Donnerstag, 21. Juli, Uhr,
im Coss deS GewerkievaftshauleS stattfinden und die Vorsitzenden der
BezirkS(Tistrifis-)-auSschüsse die Mitglieder dazu einladen. E.W.

Vom Oberschlesier Hilsöwerk wird und mitgeteilt: Alle Giro-
banken in Hamburg, sowie die beiden Sparkassen und dar Postscheck-
konto Nr. 54 200 nehmen Spenden unter der Bezeichnung .Ober-
schlesier HilfSwerk" entgegen. Naturalgaben sonnen beim
Roten Krenz, Kömgstr. 15, IV., heim Vaterländischen Frauen-Hilis-
Verein, Alte Rabenstr. 1, und bei der Land »gruppe Hamburg der
Vereinigten Deibände Heimattreuer Lberschlesier, Echaarsteinwegs-
brücke 2, II., abgegeben werden. Möge sich jeder Deutsche an dem so
dringend notwendigen NettungSwerk nach äußersten Kräften beteiligen.

Ferienreisen für Schüler und Jugendliche beiderlei Ge-
schlcchts. Der JugendwanderauS'chuß des Norddeutschen Wander-
bundeS e. V., Hamburg, veranstaltet auch in diesem Jahre wieder eine
neuntägige serienreife nach dem Harz und dem Kyffhäu'er, und zwar
vom 13. bis 23. Juli. Näheres und Anmeldungen dis 5. Juli bei
stkhrerin Meta Mohr, Hamburg, Landwehrdamm 8, und Lehrer
W. Zimmermann, Hamburg, EimSbütieler Marktplatz 6.

I« dem Artikel .Kriegerheimstätlsn" In Nr. 273 diese» Blattes
ist davon die Rede, daß 2000 Häuser auf je 1000 qm Land mit reinem
Heimstältencharakier gebaut werden sollen. Wir werdm jetzt daraus
aufmerksam gemacht, daß hier ein Druckfehler vorliegt. ES sollen
nur 200 solcher Häuser gebaut werden.

Falsche Papiere. Sin Mann, der sich Pflughaupt nannte, wurde
bet feiner Anmeldung im Meldeamt angehalten, da der rechtmaß ge
Inhaber des Namens bereits 1918 in Rumänien gefallen war. Er gab
an, tn Wirklichkeil ein Arbeiter D. zu fein, den die Behörde feit längerer
Zeit wegen Tiebstahls sucht.

Tiebe und Hehler. Auf dem Gute eine? hiesigen Brotfabrikanten
bei Lübeck wurden vor einiger Seit für etliche tarnend Mark Wert-
gegenstände gestohlen. Jetzt hat man als Täter einen Arbeiter T. und
einen Stellmacher ft. verhaftet, die zusammen mit dem Kellner M den
Einbruch ausgeführt hatten. Als Hehler wurden zwei Händler' fest-
genammen, bei denen noch ein großer Teil der Sachen beichlagnahmtwerden konnte.

Rennbahnunfitten. Stirn Deutschen Derby in Lorn wurden ein«
Same Anzahl Buchmacher sowie Bankhalter ambulanter SpielklubS
verhaftet, die zum Teil aus Berlin gekommen sind, um h-.er glänzende
Geschäfte zu machen.

flltona und Umgegend.

Ter Amtsschimmel läuft noch.

Im hiesigen GerichtSgesängniS prangt seit einigen Tagen ein
Aufruf, auf dem bekanntgegeben wird, daß diejenigen, die bei dem
Sturm auf dar Gefängnis am 25. Juni 1919 befreit wurden, ihre
ihnen bei der Einlieferung abgenommenen Wertsachen abholen dürfen, da
die einzelnen Adressen nicht zu ermitteln sind. Daß der Amtsschimmel
einen langsamen aber sicheren Sang geht, beweist die Aufsordcrung, in
der unter Nr. 36 der Liste ein Petersen aufgeforbert wird, sich feine
2 Pfennige abzuholen, während ein anderer 3 Pfennig in Empfang
nehmen sann. Andere wiederum können Uhren. Nmge usw. bei
ordnungsgemäßer Ausweisung zurückerhalten. ES ist aber kaum
anzunehmen, daß dem Aufruf Folge geleistet wird, da recht viele
Eigentümer noch einiges auf dem Kerbholz haben und die goldene
Freiheit ihnen lieber ist als ein silberner Ring. Der Fall bei alten
Bettlers, der sich damals weigerte, sein« Zelle zu verlassen, dürfte
sich kaum wiederholen.

&pr. Der Zuschlag zur FriedeuSmiele. Nachdem über die
zwischen den Mieiebeisitzern und dem Vorsitzenden de» MieteeinigungS-
amte» bestehende juristische Streitfrage durch Einholung der Entschei-
dung eine» von beiden Teilen anerkannten juristischen Sachverständigen
Ausklärung erfolgt ist, hat zwischen den Vertretern der Mieterbeifitzer
und dem Vorsitzenden der EmigungSamteS bei dem Oberbürgermeister
eine nochmalige eingehende Aussprache über die Angelegenheit statt-
gefunden. Dabei hat sich ergeben, daß die Mieterdeisitzer zu ihrer
Stellungnahme dadurch veranlaßt worden sind, daß sie die vor-
läufige Anordnung vom 18. Avril 1921 dahin aufgefafjt Haden, daß

durch sie eine endgültige Entscheidung über die Festsetzung des Zu-
schlages von 40 % auf die FriedenSmiete getroffen werden solle. Dies
ist taiiächlich nicht der Fall, sondern es handelt sich nur um eine vor-
läufige Regelung, während die endgültige nur durch Entscheidung t#8
ordnungsmäßig besetzten MieteeinigungSamteS getroffen werden kann.

Kleine Chronik.

Tic Leiche im Torfmoor. Einen grausigen Fund machte ein
Arbeiter im Torfmoor Edlbach beim Windischgarflen (Oesterreich).
Er stieß beim Torfstechen auf eine weibliche unverweste Leiche, welche
gegerbt war. Die Muskulatur war verflüchtigt, die Hanl wie Leder,
der blonde, 90 cm lange Haarzopf tadellos erhallen. Auch die Woll-
klcidung, in welcher der Unterkörper steckte, war noch ganz gut erhalley.
Tie Leiche dürfte schon Jabrhundeete im Moor gelegen fein, da be-
kanntlich Tors sehr biet Gerbstoff enthält.

Wen fOr MMWW, Sport und MmMe.

Arbeiter-Wassersportvetein, Altona-Ottensen.

Den Mitgliedern zur Kenntnis, daß am Mittwoch. 22. Juni,
unsere Mitgliederversammlung ftattfinbet, und zwar im Lokale deS
Herrn M. Stock, Bahrenfelderstr. 209, abend? 8 Uhr. Die Wichtigkeit
der Tagesordnung bedingt das Erscheinen aller tätigen Mitglieder.
Unter anderm muß Stellung genommen werden zu der beabsichtigten
Derschmelzung des Arbeiter-Turnerbundes mit dem Arbeiter-Wasser-
sportverein. ES ist dieses eine wichtige Frage, bet der alle Mitglieder
mit beraten müssen. Es ist eine Urefbflmtnung hierüber beschlossen,
welche per L.ste vorgenommen Wirb, welche in der Versammlung
öffentlich ausliegt. Um rege Beteiligung bittet nochmals

Der Vorstand. 3. 91.: Rathmann.

MMenws öer MkvWelk von Mtz-SMsrs.

Bezirk Borgfeld«. Am Donnerstag, 23. Juni, TA Uhr abend»,
fwdet eine wichtige Versammlung der Eltern der bei uns spielenden
Kinder statt. Tagesordnung wird im Versammlungslokal, Schule
Austchlägerweg 13, bekanntgegeben. — Am Sonntag, 26. Juni, machen
rott d.e Wanderung nach dem Barsbütteler Moor. Treffen der ersten
und zweiten Gruppe um 7 Uhr vor der Schule. 20 5, resp. 1 JI mit.
bringen. Tressen der dritten Gruppe um TA Uhr vor bet Schule
Preis 1,80 JL Bringt gutes Wetter mit.

D i e Führergemeinschaft.

Nachrichten für Glternräte.

Knabenschule Barmbeckerstr. 32. Mittwoch, 22. Juni, 614 Uhr, Be-
sichtigung unserer Schülerwerkstatt sowie be? Raume? für
Physik- und Ehemieunterricht. Anschließenb TA Uhr: eitern,
a b e n b. Tagesorbnung: 1. Jahresbericht be? Elternrats. 2. Vor-
trag von Herrn Schulrat Götze. 3. Aussprache. Um recht regen
Besuch der Eltern bittet Der glternrat.

Elternversammlung am Mittwoch, 22. Juni, in der Turnhalle
E11becktaI 3 7. Tie am vorigen Mittwoch vertagte Versammlung
hat folgende Tagesordnung: 1. ,WaS geht in unserer Schule vor?'
-Die alte und die neue Schule." Referentin Frau Wierzbitzki.
2. Die Zeugnisfrage. 3. Verschiedenes. Freie Aussprache. Um voll-
zähligen Besuch bittet Der Elternrat.

Knabenschule Osterstraße 68, Turnhalle, am Mittwoch, 22. Juni,
abend? 7 Uhr, Elternverfammlung. Tagesordnung: 1. Vor-
trag über die Arbeitsschule. Referent Herr Fischer. 2. Stellung-
"sihssw /um § 146 der Reichsverfassung. 3. Die Ferienheimfrage und
WohlsahrtsfondS. 4. Diverses. I. A.: F. Bomb ach.

Sprechsaal.

Zur Verlegung deS DomS.

In den letzten Tagen ist in der Presse darauf hingewiefen worden,
daß der Tom vom Heiligengeistfeld verlegt werden soll, um auch für
bie Monate November und Dezember Spielplätze auf dem Heiligengefft-
fclD freizubehalten. Wir nehmen nicht an, daß der Senat bei der
Fassung dieses Beschlusses, betr. Verlegung be? Tomes, dieselben Gründe
gehabt hat, da es doch nicht angängig ist, daß lediglich au? dem Grunde
Tarnende von Arbeitnehmern in ihrer Erwerbstätigkeit beschränktwerden.

S? wirkt vielleicht sonderbar, daß wir Artisten uns gegen bie Ver-
legung be? Hamburger Tome? aussprechen, aber mit aller Berechtigung,
ßat doch so mancher minderbegünstigte erwerbslose Artist aus dem
Tom in den Schaugeschästen Beschäftigung gefunden. Desgleichen
weisen wir nach, daß viele Lokale in Oer Eimsbüttelerstraße, Feld-
straße usw. während des Domes eine stattliche Anzahl von Artisten
einstellen, und bedeutet für unfern Bertck bie Verlegung teä Tomes
rad) ' nem andern Platz — da dieses einer Aisslösiing des beliebten
Taeihnachtsmarkter gleichkäme — einen nicht ,o üb’tkbenben Schaden

3 n t. Artisten-Loge E D., Ortsverband Gwß.Hainburg.

Reichsbund der Kriegsbeschädigten, Sektion Hinterbliebene, Bezirk
Barmbeck-Nord. Unsere Mitgliederversammlung findet am
Dienstag, 21. Juni, abends TA Uhr, bei Sahling, Ecke Drossel- und
Fuhlsbüttelerftraße, statt. gr. Schmalfeldt-Büttner.

Amtliche telegraphische Echiffsmelüungen.
Montag, 20. Juni, 6 Uhr nachmittag».

Eingekomnien: -2 Uhr D. Werner Kunstmann.
Wind: West, stürmisch. — Wetter: bedeckt. — Zaremeter: 756,0. —

Thermometer: + 16 • <£.

-<‘Vv -><-*• •' Wm? -•*'> *-'» A

Allen Verwandten und Bekaniifen die R
traurige Nachricht, daß meine liebe Frau B
und Ireusorgende Mull r und Großmulte. i

Wilhelmine Burghart,
im Aller van 64 Jahren 5 Monaten nach I
langem, schwerem Leiden am IS.Juni 1921, B
nachmittags 5 Uhr, sanft entschlafen ist. E

Tief betrauert und schmerzlichst vermißt I
von ihrem Gatten

August Burghart
nebst Kindern und Enkelkindern, i)

Besichtigung im Sterbehanse, Valentins- 8

kamp 28, H. 2, EL Einäscherung: 23. Juni, |
nachm. 3 Uhr, im Krematorium zu Ohlsdorf. R

Zahlstelle des Zentral-

Verbandes d. Zimmerer

Deutsch), f. Hhg. u. Umg.

Bez. 27, Steinbeck.

Todesanzeige.
Den Kameraden

hierdurch die traurige
Nachricht, daß unser
langjähriges Mitglied

JoliamsWilleDborg
verstorben ist.

Ehr» feinen Unhuken!

Beerdigung: Mitt-
woch, 22. Juni, nach-
mittags 3j Uhr, vom
Sterdkhause, Brock-
straße 27.

Die Kameraden ver-
sammeln sich I Stunde
vorher bei Wwe. Bahr.

Um zahlreiches Ge-
folge ersucht

Der Borstand.

SMSMttKMk K! dem SMSMN M.

AuSzug aus dem amtlichen Marktbericht vom
Montag, 2 0. Juni.

Apfelsinen, spanisch«, groß« Stück SO.s—l,60 JI. fle ne 80 J,
Messina-, große 90 j—1,60 kleine 80 .s, Bickbeeren pro Pfund 5 JI,
Erdbeeren, Vieri. 3—4 Ji. Himbeeren, 1. Wahl 3,50—4 JI. 2. Wahl
2,50—3 Jt, Johannisbeeren, rote 3,50—3,80 .//, Kirschen, süße schwarze
1,80—2,20 .it, helle 1,50—2 Jt, Stachelbeeren, grüne 2,50—2,80 Jt,
Tomaten, holl. 7—8 .tt, ifal. 3 Jt, Zitronen, große Stück 60—80 .$,
kleine 40—50 .), Erbsen, Pal- pro Pfund 2—2,40 Jt, felbm. gebaute
1,5(8—1,70 Jt, Gurken, Treibhaus- Stück 1,50—3,50 Jt, ausL 2—3,50 Jt,
Karotten ohne Kraut pro Pfund 30—90 .j, Kartoffeln, inl. 1,50 bi?
2,30 Jt, ausl. 2,10—2,20 Jt. Kohl, Blumen-, inl. 10 Stück 5—35 Ji,
Wirsing- Kops 40—90 , Spitz- 40—90 5,, Kohlrabi, mit Kraut,
10 Stück 60 4—1,80 Jt, Pilze. Ehamp. pro Pfund 4 Ji, Rhabarber.
Land- 20—2-5 h, Rüben, Mat-, mit Kraut, 10 Bund 3—5 Jt, Salat,
Land- 100 Stück 10—20 Jt, Sauerampfer pro Pfund 30—40 j,
Schalotten mit Lauch 1 Ji, Spargel, 1. Sorte 3—3,80 Ji, 2. Sorte
2—2,50 Jt, 3. Sorte 1—1,50 ,4t. Spinat, junger 1—1,20 Jt. Wurzeln,
gartenm. Bund 25 4—1 .4t, Zwiebeln, inl. pro Pfund 60—70 j,
ägypf. 2 ,4t, itaL 70 4. Eier Stück 1,47—1,48 .//.

Marktlage: Zufuhren an Obst, Gartengemüse und Feld-
gemüse ausreichend. Ruhiger Markt.

Allen Verwandten,
Freunden u. Bekannt,
die traurige Nachricht,
daß mein lieber, guter
Mann u. seiner Kinder
ireusorgender Vater

l*ig$*itoiler
nach langer, schwerer
Krankheit verstorb. ist.

In tiefer Trauer
Helene Scheidweiler

geb. Schneider,
und Kinder.

Aufnahmeam Mitt-
woch, 22. Juni, 1 Uhr,
v. Kapelle 5, OHISdors.

Nach langem, schwerem

Leiden entschlief sanft

meine liebe Frau, unsere

liebevolle Mutter, Tochter
und Schwester

Elisabelh Petersen,
geb. Gastorf,

im 36. Lebensjahre.

In tiefer Trauer

Adolf Petersen

nnd Familie.

Beerdigung: Donners-

tag, 23. Juni, 2 Uhr, von
Kapelle 10 in Ohlsdorf.

tkbeihmatH

Kartonnagen
Geübte Bekleberinnen ges.

Gute Lohnverhältnisse.
Crone Söhne, Grimm 10.

tSes. lucht. Rockschneid. a.
™ Werkst. Schäferstr. 30.

Innrer Bote
gesucht.

Buchdruckerei Jürgensen
Altona, Königstr. 184.

Filr Händler end Wirte!

Reichhaltige Auswahl in

Zigarren
I a Hbg.-Brem. Fabrikate
altbewährte Qualitäten

In all. gangb. Preislag.

L Zigaretten

und Tabak

zn Fabrikpreisen.
Paul Wilstermann,

Altona, Baohstr. 79.

Alteisen, Metalle u.
BrnchalaS (anst Theophil
Wierihkki, Hammerstein«
dämm 80. Alster 1660.
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